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ie Krankenversicherungen sor-

gen heute mit über 30 000 ver-

schiedenen Kassenprämien für einen re-

gelrechten «Prämiensalat», der jegliche

Transparenz vermissen lässt. Die weni-

gen Mitarbeiter im Bundesamt für Ge-

sundheit, die zur Überwachung der

Krankenkassen eingesetzt sind, können

die Situation kaum mehr kontrollieren. 

Der Solidarität 

verpflichtet

Die rund 80 Krankenkassen in der

Schweiz bieten zwei Versicherungen an,

die ganz unterschiedliche Ansätze ha-

ben: die obligatorische Krankenversi-

cherung und die Zusatzversicherungen.

Erstere ist eine Sozialversicherung und

als solche der Solidarität verpflichtet. Sie

wird über einen obligatorischen Beitrag,

die sogenannte Kopfprämie, finanziert.

Die Leistungen sind für alle gleich, ein

Gewinn darf mit dieser Versicherung

nicht erwirtschaftet werden. 

Die Zusatzversicherungen hingegen sind

freiwillig, hier dürfen die Krankenkassen

gewinnorientiert arbeiten. Anders als bei

der Grundversicherung können Bewer-

ber auch abgelehnt oder Gesundheits-

vorbehalte angebracht werden. 

Grund- und Zusatz-

versicherung trennen

Nun haben Ärztinnen und Ärzte in der

Westschweiz die Volksinitiative «Für

mehr Transparenz in der Krankenversi-

cherung» lanciert, die von der Ärzte-

schaft in der ganzen Schweiz unterstützt

wird. Ihr Ziel lässt sich kurz und  bündig

zusammenfassen: Versicherer mit einer

Bewilligung für die Grundversicherung

dürfen keine Zusatzversicherungen an-

bieten. Noch immer jagen sich die Kran-

kenkassen die guten Risiken ab, das

heisst, sie werben mit Billigangeboten

um junge, gesunde Kunden. Tiefe Prä-

mien verleiten zu einem Kassenwechsel,

aber der hierfür nötige administrative

Aufwand verschlingt jedes Jahr mehrere

hundert Millionen Franken. Wegen der

zu tief kalkulierten Prämien der Billig-

kassen resultieren jährliche Prämienaus-

fälle von mindestens einer halben Milli-

arde Franken. Die Pseudovorteile für

Einzelne müssen also von der Gemein-

schaft finanziert werden, was rund 5 Pro-

zent der Prämien ausmacht (Werbung,

Administration, Prämienausfälle etc.). 

Im Interesse 

der Versicherten 

Die Versicherten haben genug davon,

dass die Krankenkassenprämien jedes

Jahr deutlich mehr steigen als die Ge-

sundheitskosten. Die Transparenz-In-

itiative steht hier klar für die Interessen

der Versicherten ein. Die wesentlichen

Punkte der Initiative sind:

• Die Risikoselektion der Krankenkas-

sen wird massiv erschwert.

• Die Intransparenz bei den Finanz- und

Datenströmen zwischen Grund- und

Zusatzversicherung wird unterbunden.

• Nicht die eigene Gewinnmaximie-

rung, sondern vielmehr der Nutzen

für die Versicherten soll bei den Kran-

kenkassen im Zentrum stehen. 

Überzeugende 

Argumente 

Bei Meinungsumfragen in der Bevölke-

rung belegen Politiker und Krankenver-

sicherer punkto Vertrauen jeweils

Schlussplätze, während Ärztinnen und

Ärzte seit je an der Spitze stehen. Es ist

zu hoffen, dass dies der Transparenz-In-

itiative zum Durchbruch verhilft.

Statt die Faust im Sack zu machen und

die Initiative zur Einheitskasse zu unter-

stützen – unterschreiben Sie mit Vorteil

die Transparenz-Initiative! Sie vertritt

nicht nur klar die Interessen der Versi-

cherten. Sie führt auch, anders als das

Ergebnis der Studie zur Einheitskasse, zu

relevanten Einsparungen von Prämien-

geldern, die Sie bezahlen!

Detaillierte Informationen und weitere

gute Argumente, die Initiative zu unter-

schreiben, finden Sie unter http://initia-

tive-transparenz.ch. Über diesen Link

können Sie auch Unterschriftenbogen

herunterladen.

D

Nach derzeitiger Regelung sind Krankenkassen berechtigt, zwei

völlig unterschiedliche Versicherungen gleichzeitig anzubieten.

Dies führt zu einer unüberschaubaren Entwicklung der Prämien,

zum Nachteil der Versicherten. Die Transparenz-Initiative fordert,

dass dies geändert wird. 

Transparenz-Initiative:
im Interesse der Versicherten
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